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inkl. Verfahrensordnung für Meldungen

Speak-Up-Kultur

Wir sehen uns in der Verantwortung und in der Pflicht, in unserem mittelbaren und
unmittelbaren Umfeld alles zu tun, um Benachteiligungen, Mobbing,
Einschüchterungen und Diskriminierungen zu verhindern. Wir sind überzeugt, mit
einer Speak-Up-Kultur, die Whistleblower:innen ermutigt, einen positiven Beitrag zur
Entwicklung unseres Unternehmens und des Unternehmertums im Allgemeinen zu
leisten. Der Hinweis auf Rechtsbrüche, ethisches Fehlverhalten und
schwerwiegende Missstände sollte als Förderung des Rechts angesehen werden.
Um dieser Überzeugung des besseren Schutzes von Whistleblower:innen gerecht
zu werden, verpflichten wir uns zur Einhaltung dieser Whistleblowing Policy.

Wir verstehen die Befolgung dieser Policy als Sicherstellung für ethisch, moralisch
und rechtlich korrektes Verhalten und Strukturen in unserem Unternehmen. Wir
werden daher dieser Whistleblowing Policy in den Rechts- und Arbeitsverhältnissen
unseres Unternehmens Wirkung verleihen. Dazu informieren wir alle, die in oder mit
unserem Unternehmen arbeiten, über ihre Geltung. Wir verpflichten uns, diese
Whistleblowing Policy stetig weiterzuentwickeln, um Zivilcourage, psychologische
Sicherheit und ethisches Verhalten innerhalb unseres Unternehmens zu fördern.

Mit dieser Whistleblowing Policy verpflichten wir uns

1. Wir stellen sicher, dass Personen, die in oder für unser Unternehmen
arbeiten, für Whistleblowing keine Repressalien erleiden oder
(arbeits-)rechtliche Konsequenzen zu befürchten haben. Stattdessen
gewährleisten wir, dass ihren Meldungen mit der gebührenden Umsicht und
Vertraulichkeit nachgegangen wird.



2. Gemeldet werden kann alles, das von dem:der Whistleblower:in als
strafbares Verhalten, sonstige erhebliche Rechtsverstöße oder sonstiges
schwerwiegende Missstände in unseren Organisationen (alles gemeinsam:
„schwerwiegende Missstände“) erlebt wird.

3. Whistleblower:innen im Sinne dieser Policy können sein: Alle
Arbeitnehmer:innen (auch ehemalige), Auszubildende, Praktikant:innen,
Bewerber:innen, Dienstleister:innen und Kunden unseres Unternehmens.

4. Whistleblowing ist im Sinne dieser Policy dann geschützt, wenn
Whistleblower:innen gutgläubig (d.h. ohne wissentliche, böswillige oder grob
fahrlässige Einschätzung) davon ausgehen, dass die von ihnen gemachten
Angaben der Wahrheit entsprechen und unter diese Policy fallen.

5. Whistleblower:innen steht es frei, schwerwiegende Missstände sowohl
innerhalb unseres Unternehmens (intern) als auch an staatliche Behörden
(extern) zu melden. Eine Offenlegung von unternehmensinternen
Informationen über schwerwiegende Missstände ist nur unter zusätzlichen
Voraussetzungen gestattet (s. Punkt 9).

6. Zur Bearbeitung der Whistleblowing-Meldungen ernennen wir eine
Vertrauensperson, die für unser Unternehmen die Aufgaben der internen
Meldestelle übernimmt. Sie muss alle Meldungen über schwerwiegende
Missstände entgegennehmen und bearbeiten: Die interne Meldestelle muss
Meldungen nachgehen und der Leitungsebene der betroffenen Abteilung
bzw. der Geschäftsführung Folgemaßnahmen empfehlen. Bei offenkundig
geringfügigen Missständen, erkennbar wissentlich falsch gemachten
Angaben oder wenn ersichtlich ist, dass der:die Whistleblower:in in keiner
Verbindung zu dem Unternehmen steht, wird die Meldung nicht weiter
bearbeitet.

7. Für die Bearbeitung von Whistleblowing-Meldungen gilt das
Vertraulichkeitsgebot: Nur mit ausdrücklicher Einwilligung der
Whistleblower:innen darf die Vertrauensperson personenbezogene
Informationen der Whistleblower:innen bzw. beschuldigten Person(en) oder
Umstände, die Rückschlüsse auf die Identität zulassen, an Dritte
weitergeben. Die Vertrauensperson ist auch für Whistleblower:innen
ansprechbar, um sie dazu zu beraten, ob ein von ihnen angedachtes
Whistleblowing berechtigt wäre.



8. Als externe Meldestellen fungieren Staatsanwaltschaften, die Behörden, die
im deutschen Umsetzungsgesetz zur Umsetzung des Kapitels III der
Whistleblowing-Richtlinie (2019/1937) beauftragt werden, sowie sonstige für
die jeweiligen Rechtsverstöße zuständige Behörden.

9. Das öffentliche Zugänglichmachen (Offenlegung) von unternehmensinternen
Informationen über schwerwiegende Missstände ist berechtigt

a. nach einer Meldung, wenn die Whistleblower:innen gutgläubig davon
ausgehen durften, dass innerhalb der hierfür geltenden Fristen keine
geeigneten Folgemaßnahmen getroffen wurden.

b. vor oder gleichzeitig mit einer Meldung, wenn die
Whistleblower:innen gutgläubig davon ausgehen durften, dass
i. geringe Aussichten bestehen, dass wirksam gegen das

gemeldete erhebliche Fehlverhalten vorgegangen würde.
ii. ein früheres Whistleblowing mit Repressalien geahndet wurde.
iii. ohne die Veröffentlichung eine erhebliche Gefährdung für das

Unternehmen, die Arbeitnehmer:innen, Dritte oder die
Allgemeinheit entstehen würde, zum Beispiel weil eine
Notsituation vorliegt oder weil sonst ein irreparabler Schaden
angerichtet würde.

iv. die Öffentlichkeit ein berechtigtes Interesse hat, von dem
schwerwiegenden Missstand zu erfahren.

10.Aus berechtigtem Whistleblowing dürfen den Whistleblower:innen keine
Repressalien, arbeitsrechtliche oder sonstige negative Konsequenzen wie
Freistellungen, Kündigungen, negative Leistungsbeurteilungen, veränderte
Aufgabenbereiche, Degradierungen, Schadensersatzforderungen,
Gehaltskürzungen, Maßregeln, Mobbing, Einschüchterung, Diskriminierung,
Nicht-Entfristung oder ähnliche Maßnahmen entstehen. Wird gegen
Whistleblower:innen in einem erkennbaren zeitlichen Zusammenhang eine
solche Maßnahme eingeleitet, wird vermutet, dass es sich hierbei um eine
verbotene negative Konsequenz handelt, was zur Nichtigkeit der Maßnahme
führt.



Verfahrensordnung für Meldungen

§1 Jede:r Whistleblower:in kann jederzeit in digitaler Form über das Meldeportal
https://schroeschoe.integrityline.com/ eine Whistleblowing-Meldung an die
Meldestelle senden. Er:sie kann in der Meldung mitteilen, ob seine:ihre Identität
offen oder vertraulich behandelt werden soll oder ob er:sie auch gegenüber der
Meldestelle anonym bleiben möchte. Die Meldung soll enthalten:

a) die Natur und Umstände des gemeldeten Fehlverhaltens,
b) die für das Fehlverhalten verantwortliche(n( Person(en), sofern diese
bekannt ist/sind,
c) die Tatsachen und ggf. Beweismittel, die nach Überzeugung des:der
Whistleblower:in einen schwerwiegenden Missstand sowie die Verantwortung
der genannten Personen begründen,
d) die Art und den Verbleib der Beweismittel, die die Behauptungen des:der
Whistleblower:in untermauern, sofern sie vorhanden/bekannt sind.

§2 Die Meldestelle bestätigt dem:der Whistleblower:in zeitnah, spätestens jedoch
innerhalb einer Woche nach Zugang der Meldung, den Eingang der Meldung
schriftlich. Zugleich sollte diese Bestätigung mögliche Folgefragen oder Verlangen
nach zusätzlichen Angaben zur Meldung gem. §1 a)-d) enthalten.

§3 Die Meldestelle bietet dem:der Whistleblower:in nach Eingang der Meldung die
Möglichkeit zur mündlichen Äußerung an, in der auch die Folgefragen und
zusätzlichen Angaben geklärt werden können, sofern die Person nicht auch vor der
Meldestelle anonym ist. Während der gesamten Untersuchung ist der:die
Whistleblower:in nicht zur Mitwirkung, z.B. weiteren Stellungnahmen, mündlichen
Anhörungen, oder der Konfrontation mit der für das gemeldeten Fehlverhalten
verantwortlichen Person, verpflichtet.

§4 Nach dem Eingang der Meldung beginnt die Meldestelle mit der Untersuchung
der Meldung. Hierzu kann sie unternehmensinterne Dokumente einsehen, selbst
wenn diese geheim sind, betroffene Personen zu Anhörungen vorladen und auf
Meetings der Leitungsebene vorsprechen. Vorgeladene Personen sind verpflichtet,
innerhalb der angegebenen Frist zu erscheinen.

https://schroeschoe.integrityline.com/


§5 Die Bearbeitungszeit für eine Meldung sollte vier Wochen nicht überschreiten.
Nach Abschluss erstellt die interne Meldestelle einen Abschlussbericht, welcher
folgende Angaben enthalten muss:

a) alle Angaben aus der ursprünglichen Meldung,
b) eine Erklärung zu allen ermittelten Tatsachenfeststellungen und
Beweismitteln, auf die sich diese Feststellungen stützen, soweit hierdurch
nicht Persönlichkeitsrechte unverhältnismäßig belastet werden,
c) der von der Meldestelle festgestellte schwerwiegende Missstand
(einschließlich des verursachten Schadens und der Auswirkungen auf das
Unternehmen/Dritte) oder die begründete Erklärung, dass und warum kein
schwerwiegender Missstand festgestellt wurde,
d) Handlungsempfehlungen, um den schwerwiegenden Missstand zu
beheben, zu ahnden und künftig zu vermeiden (Folgemaßnahmen).

Der Abschlussbericht ist allen betroffenen Personen, der:dem Whistleblower:in
sowie der Leitungsebene der betroffenen Abteilung bzw. der Geschäftsführung zu
übermitteln.

§6 Die Leitungsebene der betroffenen Abteilung bzw. die Geschäftsführung verfasst
innerhalb von vier Wochen eine Stellungnahme zu dem vorgelegten
Abschlussbericht. Die Stellungnahme soll beschließen, ob und welche der
vorgeschlagenen Folgemaßnahmen getroffen werden. Die Durchführung bzw. das
Unterlassen von Folgemaßnahmen ist zu begründen. Die Stellungnahme ist allen
betroffenen Personen, dem:der Whistleblower:in sowie der internen Meldestelle zu
übermitteln.

§7 Der:die Whistleblower:in sowie die interne Meldestelle können innerhalb
von vier Wochen eine Beschwerde zur Stellungnahme einreichen. Die
Leitungsebene hat diese Beschwerde anzuhören und zeitnah, spätestens
jedoch vier Wochen nach deren Eingang, über die Beschwerde zu
entscheiden und ggf. Änderungen an der Stellungnahme vorzunehmen.

§8 Falls zu Beginn oder während der Ermittlungen der Verdacht der
Befangenheit der internen Meldestelle oder der Leitungsebene entsteht, kann
dies von dem:der Whistleblower:in oder der internen Meldestelle gerügt
werden. Befangen ist eine Person, wenn es konkret möglich erscheint, dass
sie in den schwerwiegenden Missstand involviert war, diesen selbst
begangen oder verschleiert hat. Die Befangenheit muss nicht bewiesen



werden, sondern nur ein hinreichend konkreter Verdacht vorliegen. Wenn die
Rüge

a) die interne Meldestelle betrifft, entscheidet die Leitungsebene über die
Rüge.

b) eine Person der Leitungsebene betrifft, entscheidet die Leitungsebene
ohne diese Person über die Rüge.

c) sämtliche Personen der Leitungsebene betrifft, entscheidet die interne
Meldestelle über die Rüge.

Falls die entscheidende Stelle Befangenheit feststellt, darf die betroffene
Person keine weitere Rolle in den Ermittlungen spielen.

Sonstige interne Meldewege und Beschwerderechte (z.B.
Gleichstellungsbeauftragte) bleiben von dieser Policy unberührt. Die Betroffenen
dürfen frei wählen, an wen sie sich wenden.

Die Whistleblowing Policy tritt zum 1. März 2024 in Kraft. Mit Inkrafttreten der
Whistleblowing Policy wird auch unser digitales System zur Meldung von
schwerwiegenden Missständen intern (Agenturhandbuch) wie extern (Website) zur
Verfügung gestellt. Wir werden nach ihrer Verabschiedung alle, die in unserem
Unternehmen arbeiten, über den Inhalt und die Geltung dieser Whistleblowing
Policy informieren.


